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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Aktionsprogramm für Investitionen und Arbeitsplätze 


In Deutschland fehlen gegenwärtig über fünf Millio- 
nen wettbewerbsfähige Arbeitsplätze. Dies ist nicht 
akzeptabel. In Deutschland wettbewerbsfähige Ar- 
beitsplätze zu sichern und zu schaffen ist die zentrale 
Herausforderung für Gesellschaft und Politik im Jahr 
1996 und darüber hinaus. In der Gesprächsrunde zur 
Zukunftssicherung und für mehr Beschäftigung beim 
Bundeskanzler am 23. Januar 1996 haben sich Wirt- 
schaft, Gewerkschaften und Bundesregierung das 
gemeinsame Ziel gesetzt, bis zum Ende dieses Jahr- 
zehnts die Zahl der registrierten Arbeitslosen zu hal- 
bieren. 

Die Produktions-, Investitions- und Beschäftigungs- 
bedingungen am Standort Deutschland müssen 
durchgreifend verbessert werden. Die Wachstums- 
kräfte werden im Verlauf des Jahres 1996 zwar all- 
mählich wieder stärker. Dies wird aber bei weitem 
nicht für einen nachhaltigen Abbau der Arbeitslosig- 
keit ausreichen. Die marktwirtschaftliche Erneue- 
rung muß schneller vorankommen. Sie muß vor allem 
in den Bereichen zu neuen Entfaltungsmöglichkeiten 
führen, in denen neue Beschäftigungsdynamik er- 
wartet werden kann: bei Existenzgründern, bei klei- 
nen imd mittleren Unternehmen, bei der Nutzung 
neuer Beschäftigungsfelder. 

Ob wir die Herausforderung bestehen, hängt nicht 
nur von der Bereitschaft der Politik zu wirklichen 
Veränderungen ab; Staat, Wirtschaft und Gewerk- 
schaften müssen an einem Strang ziehen, um Frei- 
räume für Beschäftigungsdynamik zu schaffen, Ko- 
sten zu senken, Freiräume für Innovationen zu ver- 
größern, die Flexibilität der Märkte zu erhöhen, Sub- 
ventionen abzubauen und den Standort Deutschland 
im globalen Wettbewerb fit zu machen. 

Notwendig ist entschlossenes Handeln im Rahmen 
eines Gesamtkonzeptes, das vor allem dem Zusam- 


menhang zwischen Lohn-, Finanz-, Steuer- und So- 
zialpolitik Rechnung trägt. Staat, Wirtschaft und 
Gewerkschaften müssen hierfür in ihren jeweiligen 
Verantwortungsbereichen ihr Handeln an dem Ziel 
höherer Beschäftigung ausrichten. Die Bundesregie- 
rung hält das im Gesprächskreis beim Bundeskanzler 
am 23. Januar 1996 vereinbarte Bündnis für Arbeit 
und zur Standortsicherung für einen geeigneten 
Ansatzpunkt. Sie ist entschlossen, ihren Beitrag zu 
leisten. Sie wird deswegen in folgenden Bereichen 
konkrete Schritte unternehmen: 


I. Offensive für unternehmerische 
Selbständigkeit und Innovationsfähigkeit 

Neue Arbeitsplätze entstehen zumeist in neu- 
gegründeten Unternehmen und im Mittelstand. Vor 
allem hier kann die notwendige Flexibilität voraus- 
gesetzt werden, um mit Innovation und Kreativität 
neue Beschäftigungsfelder zu nutzen. Jede Existenz- 
gründung in Deutschland schafft im Durchschnitt 
vier Arbeitsplätze. Diejenigen, die mit Mut zum Risi- 
ko und Eigeninitiative Arbeit geben, brauchen mehr 
gesellschaftliche Anerkennung und bessere Rah- 
menbedingungen. Bis zum Jahr 2000 stehen knapp 
300 000 mittelständische Unternehmen mit ca, vier 
Millionen Arbeitnehmern vor einem Wechsel des Un- 
ternehmers. Sie sind daher in besonderem Maß auf 
günstige Entfaltungsmöglichkeiten angewiesen. Die 
Stärkung der Selbständigkeits- und Innovationskul- 
tur in Deutschland ist ein zentraler Ansatzpunkt für 
eine größere Beschäftigungsdynamik: 

1. Die Bundesregierung wird die notwendigen Ent- 
scheidungen für eine nachhaltige steuerliche 
Entlastung von Existenzgründern im verarbeiten- 
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den Gewerbe und in technologieorientierten, pro- 
duktionsnahen Dienstleistungsbereichen treffen. 
Derzeit wird geprüft, ob eine wirksamere Entla- 
stung entweder durch eine auf drei Jahre be- 
grenzte Befreiung von der Einkommen-, Körper- 
schaft- und Gewerbesteuer oder durch eine Ver- 
besserung der Möglichkeit von Steuerstundun- 
gen bei Investitionsrücklagen (§ 7 g EStG) erzielt 
wird. Die Entscheidung der Bundesregierung 
hierüber erfolgt noch im ersten Quartal 1996. 

2. Ein besserer Zugang von Existenzgründem und 
kleinen und mittleren Unternehmen zu Risiko - 
kapital ermöglicht mehr Investitions- und Inno- 
vationsdynamik und damit höhere Beschäftigung 
in der deutschen Wirtschaft. Daher müssen die 
Bedingungen auf dem deutschen Risikokapital- 
markt einerseits durch günstigere rechtliche und 
steuerliche Rahmenbedingungen und anderer- 
seits durch Anstrengungen an den deutschen 
Börsen und bei den Marktteilnehmern verbessert 
werden. Die Bundesregierung wird hierzu ihren 
Beitrag leisten durch: 

• Entlastungen der Eigenkapitalbasis von Unter- 
nehmen insbesondere im Rahmen der Unter- 
nehmensteuerreform und der Reform von Erb- 
schaft- und Schenkungsteuer sowie der Vermö- 
gensteuer (vgl. Nummer 9); 

• rasche Umsetzung der EG -Richtlinie über Wert- 
papierdienstleistungen, um Marktzugangsbar- 
rieren in diesem Bereich abzubauen und den 
Wettbewerb zu stärken; 

• Schaffung von rechtlichen Voraussetzungen 
für Investmentgesellschaften in Form von Ak- 
tiengesellschaften, bei denen die Anleger ihre 
Anteile nur an der Börse handeln, nicht aber 
zum Inventarwert zurückgeben können. Solche 
Fonds haben verstärkt die Möglichkeit zu anti- 
zyklischem Verhalten und damit höhere Ren- 
diteaussichten; 

• Modernisierung der Prospekthaftung; 

• Reform der Förderung von Beteiligungsgesell- 
schaften mit Blick auf eine Stärkung des Enga- 
gements in risikoreicheren Anlagen; 

• Stärkung der Attraktivität von Untemehmens- 
beteiligungsgesellschaften, z. B. durch Verkür- 
zung der Fristen für eine steuerfreie Veräuße- 
rung von Unternehmensbeteiligungen; 

• Lockerung des § 32 a des Gesetzes betreffend 
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
für Beteiligungen unter 10% des Gesellschafts- 
kapitals. 

Ein weiterer Impuls für ein größeres Angebot 
an Risikokapital soll von der Verbesserung der 
Förderung der Vermögensbildung in Produktiv- 
kapital, die Anreize für die Vereinbarung inve- 
stiver Lohnkomponenten enthält, ausgehen (vgl. 
Nummer 23). 

3. Das ERP- Innovationsprogramm wird mit dem 
Ziel verbesserter Finanzierungsmöglichkeiten für 
die marktnahe Forschung imd der Entwicklung 
neuer Produkte im Rahmen von Umschichtimgen 
aufgestockt. Im Rahmen des Eigenkapitalhilfe- 
programms werden Möglichkeiten geschaffen, 
die Übernahme innovativer Unternehmen mit 
zinsverbilligten Mitteln zu fördern. 


4. Zur Mobilisienmg zusätzlichen Risikokapitals für 
innovative mittelständische Unternehmen wird die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau für Beteiligungen 
teilweise das Ausfallrisiko übernehmen. Dadurch 
wird mittelfristig zusätzliches Beteüigungskapital 
(venture Capital) in Höhe von 1 Mrd. DM ermög- 
licht. 

5. Aus Eigenmitteln der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau (KfW-Mittelstandsprogramm) werden vor- 
übergehend Möglichkeiten in Höhe von 1 Mrd. 
DM zur zinsgünstigen Finanzierung des Umlauf- 
vermögens wettbewerbsfähiger Unternehmen ge- 
schaffen, um Liquiditätsengpässe z. B. expandie- 
render Betriebe zu vermeiden. 

6. Die Umsetzung wissenschaftlicher Forschung in 
marktfähige Produkte wird verbessert durch: 

• die Intensivierung des Technologietransfers zu- 
gunsten kleiner und mittlerer Unternehmen; 

• die Förderung der Anmeldung und Nutzung 
von Patenten; 

• die verstärkte Zusammenarbeit staatlicher For- 
schungseinrichtungen mit der Wirtschaft bei 
der Entwicklung und Durchführung von For- 
schungsproj ekten; 

• die Förderung der Gründung/ Ausgründung 
von technologieorientierten Unternehmen. 

7. Deutschland soll noch in diesem Jahrzehnt in der 
Biotechnologie eine Spitzenstellung einnehmen. 
Hierzu gilt es, die gesellschaftlichen und recht- 
lichen Rahmenbedingungen zu verbessern 
durch: Initiativen für mehr Akzeptanz durch 
sachgerechtere und umfassende Information 
über Chancen und Risiken; die Dereguüerung 
der EU:;Gentechnikrichtünien; Wahrung von For- 
schungsinteressen im Tierschutzgesetz; verbes- 
serten Schutz geistigen Eigentums; Senkung von 
Zulassungsgebühren; Anreize für Risikokapital- 
geber durch Initiativen zu speziellen Venture- 
Capital-Fonds; Anreize zu enger Kooperation 
von Unternehmen und Forschungseinrichtungen 
sowie die Förderung regionaler Forschungsnetz- 
werke (BioRegio- Wettbewerb). 


II. Mehr Beschäftigung durch eine 

zukunftsgerichtete Finanz- und Steuerpolitik 

8. Unabdingbare Voraussetzung für die Sicherung 
der Zukunftsfähigkeit des Standortes Deutsch- 
land ist eine Rückführung des staatlichen Ein- 
flusses. Die Staatsquote muß durch strikte Aus- 
gabendisziplin bis zum Jahr 2000 wieder auf das 
vor der Wiedervereinigung erreichte Niveau von 
46% abgesenkt werden. Dies erfordert die Bei- 
behaltung des Haushaltsmoratoriums und dar- 
über hinausgehende Einsparungen. Weitere 
deutliche Einsparungen sind auch im Bereich 
von Ländern und Gemeinden im Rahmen eines 
Nationalen Stabihtätspaktes erforderlich. Der so 
gewonnene Spielraum wird im Konzept der sym- 
metrischen Finanzpolitik gleichgewichtig zur 
Senkung der öffentlichen Defizite und zur Rück- 
führung der Steuer- und Abgabenbelastung ge- 
nutzt, um Wachstum und Beschäftigung zu för- 
dern, die Stabilität der Staatsfinanzen zu sichern 
und die Maastricht- Kriterien einzuhalten. 
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9. Das Steuersystem muß weiterhin vereinfacht so- 
wie wachstumsfreundlicher und arbeitsplatzför- 
dernder ausgerichtet werden. Diesem Ziel die- 
nen sowohl eine schrittweise Veränderung der 
Steuerstruktur in Richtung einer Entlastung bei 
den direkten Steuern und somit eines stärkeren 
Gewichts bei den indirekten Steuern als auch 
- mittelfristig - eine Senkung der Steuerlast ins- 
gesamt. 

Erster Schritt: 

Die Bundesregierung will die Untemehmensteuer- 
reform mit Wirkung ab 1. Januar 1997 aufkom- 
mensneutral verwirklichen: Die Gewerbekapital- 
steuer wird für ganz Deutschland abgeschafft 
bei gleichzeitiger mittelstandsfreundlicher Absen- 
kung der Gewerbeertragsteuer. Zur Kompen- 
sation der damit für sie verbundenen Einnahme- 
ausfälle erhalten die Gemeinden einen Anteil am 
Umsatzsteueraufkommen, der sich an Zahl und 
Leistungskraft der Unternehmen in einer Kom- 
mune orientiert und damit Anreize für gewerb- 
liche Neuansiedlungen erhält. Die Belastung mit 
Vermögensteuer wird zum 1. Januar 1997 besei- 
tigt. Andernfalls müßten gerade bei der persön- 
lichen Vermögensteuer - wegen der Vorgaben 
des Verfassungsgerichts - die Einheitswerte für 
ca. drei Millionen Objekte neu festgestellt wer- 
den; das würde erhebliche personelle wie finan- 
zielle Kapazitäten binden und auch der ange- 
strebten Steuervereinfachung zuwiderlaufen. 
Außerdem werden so negative Auswirkungen 
auf den Wohnungsbau vermieden. Bei der anste- 
henden Reform der Erbschaft- und Schenkung- 
steuer werden insbesondere im Hinblick auf den 
Unternehmensübergang Erleichterungen für Be- 
triebsvermögen vorgesehen. 

Zweiter Schritt: 

Die Bundesregierung will mit dem Abbau des So- 
lidaritätszuschlages von 7,5 % auf 5,5 % ab 1. Juli 
1997 beginnen. 

Der Abbau des Solidaritätszuschlages darf weder 
zu einer Erhöhung der Nettokreditaufnahme 
noch zu einer Beeinträchtigung des auch weiter- 
hin notwendigen Finanztransfers in die neuen 
Bundesländer führen. 

Die Mehrwertsteueranteile, die den Bundeslän- 
dern zur Verfügung gestellt wurden, werden - 
wie im Solidarpakt vereinbart - in dem Maße zu- 
rückgeführt, in dem sie zur Vorabauffüllung im 
Länderfinanzausgleich nicht mehr benötigt wer- 
den. 

Dritter Schritt: 

Nach 1998 will die Bundesregierung im Rahmen 
einer Tarifreform 2000 die notwendigen Ent- 
scheidungen für eine Reduzierung der Steuer- 
sätze und die Rückkehr zum linear-progressiven 
Tarif in der Einkommensbesteuerung treffen. Die 
Gegenfinanzierung erfolgt durch steuerverein- 
fachende Maßnahmen im Rahmen einer Verbrei- 
terung der Bemessungsgrundlage über den Ab- 
bau von Steuervergünstigungen/Sonderregelun- 
gen und durch strikte Ausgabendisziplin. 


10. Zur Sicherung gleicher Startchancen im Wettbe- 
werb um die Wahrnehmung öffentlicher Dienst- 
leistungen wird die Bundesregierung die steuer- 
liche Ungleichbehandlung privater und staat- 
licher Anbieter über die Einführung der Umsatz-, 
Körperschaft- und Gewerbesteuerpflicht für Öf- 
fentliche Betriebe beseitigen. 

11. Die Bundesregierung ist bereit, die Bestrebungen 
zu unterstützen, die im Jahressteuergesetz vor- 
genommenen Einschränkungen bei der Privat- 
nutzung von Dienst- und Geschäfts wagen sowie 
bei den Pauschsätzen für Verpflegungsmehrauf- 
wand zu überprüfen und ggf. aufkommensneu- 
tral zu korrigieren; Voraussetzung ist eine ent- 
sprechende Bundesratsinitiative. 


III. Lohnzusatzkosten begrenzen - 
Sozialstaat umbauen 

Der Ausgabenanstieg in den sozialen Sicherungs- 
systemen hat in den letzten Jahren nicht zuletzt im 
Zusammenhang mit der Wiedervereinigung zu einer 
massiven Belastung des Fäktors Arbeit mit Lohn- 
zusatzkosten geführt. Vom Jahr 1995 auf 1996 steigt 
die Summe der Beitragssätze zur Sozialversicherung 
(Rentenversicherung, Krankenversicherung, Pflege- 
versicherung, Arbeitslosenversicherung) weiter um 
fast 2 Prozentpunkte auf 41 %. 

12. Die Bundesregierung ist entschlossen, einen wei- 
teren Anstieg der staatlich bedingten Lohnzu- 
satzkosten zu verhindern und die Summe der 
Beitragssätze zur Sozialversicherung bis zum 
Jahr 2000 wieder auf unter 40 % zurückzuführen. 
Dazu werden alle Möglichkeiten für Einsparun- 
gen in den Sozialversicherungen genutzt. 

Die Bundesregierung wird diese Möglichkeiten im 
Dialog mit den Sozialpartnern konkretisieren. Aus 
heutiger Sicht hält sie in jedem Fall folgende Schritte 
für notwendig: 

13. Die Bundesregierung wird in Kürze einen Ge- 
setzentwurf zur Korrektur von Fehlentwicklun- 
gen bei der Frühverrentung und zur Verbesse- 
rung der Rahmenbedingungen für einen glei- 
tenden Übergang in den Ruhestand vorlegen. 
Vorgesehen sind u. a. die Ersetzung der Alters- 
rente wegen Arbeitslosigkeit durch die stufen- 
weise Einführung der Möglichkeit für langjährig 
Versicherte, ab Vollendung des 60. Lebensjahres 
vorzeitig eine Vollrente zu beziehen, sowie die 
Einführung einer Teilrente ab Vollendung des 
58. Lebensjahres; dabei soll die Äquivalenz zwi- 
schen Beitrags- und Rentenleistungen aufrecht 
erhalten werden. Die sich aus dem vorzeitigen 
Rentenbeginn ergebende Minderung des monat- 
lichen Rentenzahlbetrages soll durch zusätzliche 
Beitragszahlungen abgemildert oder gänzlich 
vermieden werden können. Für Teilzeitarbeit 
zwischen dem 55. und 58. Lebensjahr soll eine 
arbeitsmarktpolitische Flankierung erfolgen. 

Die Beratungen über die Korrektur von Fehlent- 
wicklungen bei der Frühverrentung werden in 
dem Gespräch zur Zukunftssicherung und für 
mehr Beschäftigung beim Bundeskanzler zwi- 
schen Bundesregierung, Wirtschaft und Gewerk- 
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schäften am 12, Februar 1996 fortgesetzt und ent- 
schieden. 

Maßnahmen zur Kompensation in diesem Zu- 
sammenhang entstehender Mehraufwendungen 
des Bundes, der Bundesanstalt für Arbeit und 
der gesetzlichen Rentenversicherung aus dem 
Altersteilzeitgesetz werden als Teil des vorgese- 
henen sozialen Kpnsolidierungspakets im einzel- 
nen festgelegt. 

14. Außerdem wird die Bundesregierung die Beruf s- 
und Erwerbsunfähigkeitsrenten reformieren. Über- 
prüft werden insbesondere die arbeitsmarktbe- 
dingten Verrentungsgründe sowie die Möglich- 
keit einer verstärkten Ausrichtung dieser Renten 
an der verbüebenen Erwerbsfähigkeit. 

15. Nachdem das Maßnahmenpaket zur Kosten- 
dämpfung im Krankenhausbereich bereits im 
Deutschen Bundestag eingebracht worden ist, 
wird auch im ambulanten Bereich die dritte Stufe 
der Gesundheitsreform zügig umgesetzt. Die 
dritte Stufe der Gesundheitsreform wird die Ver- 
tragsbeziehungen zwischen Krankenkassen und 
Leistungserbringern freiheitlicher gestalten. Mit 
den erweiterten Gestaltungsmöglichkeiten hat es 
die Selbstverwaltung besser als bisher in der 
Hand, Wirtschaftlichkeitsreserven auszuschöpfen 
und ökonomische Versorgungsstrukturen zu 
schaffen. 

Die Vorgaben für die Stabiütät der Beiträge er- 
schweren Beitragssatzerhöhungen und verstär- 
ken die Verantwortung der Selbstverwaltung für 
eine sparsame Verwendung der Mittel. 

Kostenerstattung für alle Versicherten, die dies 
wünschen, Unterrichtung durch den Arzt oder 
die Krankenkasse über in Anspruch genommene 
Leistungen sowie eine automatische Anpassung 
der Zuzahlung an die Entwicklung der Löhne 
und Gehälter sollen zu mehr Transparenz bei- 
tragen, die Eigenverantwortung der Versicher- 
ten stärken und die Anreize für eine verantwor- 
tungsbewußte Inanspruchnahme der Leistungen 
aus der gesetzlichen Krankenversicherung erhö- 
hen. 

Die dritte Stufe der Gesundheitsreform wird in 
Verbindung mit weiteren Maßnahmen den 
durchschnittlichen Beitragssatz der gesetzlichen 
Krankenversicherung auf den Stand von Ende 
1995 zurückführen und auf diesem Niveau stabi- 
lisieren. Weitere Schritte zur Beitragssatzstabili- 
sierung werden eingeleitet. Die Bundesregierung 
wird die durch die Einführung der zweiten Stufe 
der Pflegeversicherung (stationäre Pflegeleistun- 
gen) mögliche Umwidmung von bisher fehlbe- 
legten Krankenhausbetten durchsetzen, damit 
die vom Gesetzgeber erwartete Entlastung der 
gesetzlichen Krankenversicherung um 3 Mrd. 
DM auch reahsiert wird. 

16. Die Bundesregierung wird den Aufwand für Ku- 
ren verringern. Eine Verkürzung der Regeldauer 
der Kuren auf drei Wochen sowie eine Verlänge- 
rung der Intervalle bei Wiederholungskuren von 
drei auf vier Jahre werden geprüft. In diesem Zu- 
sammenhang erwartet die Bundesregierung, daß 


die Tarifpartner ihren Beitrag z. B. durch Anrech- 
nung von Kuren auf den Urlaub leisten werden. 
Die Bundesregierung wird in ihrem Bereich ent- 
sprechende Regelungen herbeiführen. 

Der Grundsatz „ambulant vor stationär" soll ver- 
stärkt in allen Bereichen der Rehabilitation gel- 
ten. 

17. Die zweite Stufe der Pf lege Versicherung tritt zum 
1. Juli 1996 in Kraft. Die vom Sachverständigen- 
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung festgestellte Kompensationslücke 
von 2,5 Mrd. DM wird rechtzeitig vor Inkrafttre- 
ten geschlossen. 

18. Pro Mitarbeiter und Jahr gehen etwa 15 Arbeits- 
tage durch Arbeitsunfähigkeit verloren. Dies 
führt zu im internationalen Vergleich hohen zu- 
sätzlichen Kostenbelastungen der deutschen Un- 
ternehmen. Um dem ent gegenzu wirken, hält es 
die Bundesregierung für notwendig, daß die 
Tarifpartner - entsprechend der Verabredung in 
dem Gespräch beim Bundeskanzler am 23. Ja- 
nuar 1996 (Bündnis für Arbeit und zur Standort- 
sicherung) - MögÜchkeiten zur Verminderung 
von Fehlzeiten in den Betrieben konkretisieren. 

19. Ein über ein Jahr hinausgehender Anspruch auf 
Arbeitslosengeld wird erst für Arbeitnehmer ab 
dem 45. Lebensjahr gewährt. Die Altersgrenze 
für die Höchstanspruchsdauer wird angepaßt. 

Im Gespräch zur Zukunftssicherung und für 
mehr Beschäftigung beim Bundeskanzler am 
23. Januar 1996 hat die Bundesregierung zuge- 
sagt, sich im Gesetzgebungsverfahren dafür ein- 
zusetzen, daß 

• bei der Arbeitslosenhilfe-Reform die pauschale 
Absenkung des für die Arbeitslosenhilfe maß- 
gebenden Arbeitsentgeltes von 5 % jährlich auf 
3 % jährhch verringert wird, 

• bei der Novelle des Bundessozialhilfegesetzes 
die aufschiebende Wirkung von Widerspruch 
und Klage wiederhergestellt wird. 


IV. Neue Beschäftigungschancen erschließen 

Für neue Beschäftigung ist die Einstellungsbereit- 
schaft der Unternehmen entscheidend. Deswegen 
hält die Bundesregierung folgende Maßnahmen für 
notwendig: 

20. Ohne den Kündigungsschutz einzuschränken, 
sollen Regelungen präzisiert und klarer gefaßt 
werden. Dies gilt insbesondere für die Sozialaus- 
wahl und die dabei zu berücksichtigenden be- 
trieblichen Notwendigkeiten bei betriebsbeding- 
ten Kündigungen. 

Die Bundesregierung wird die zulässige Dauer 
von befristeten Arbeitsverhältnissen nach dem 
Beschäftigungsförderungsgesetz auf 24 Monate 
aus dehnen und in diesem Rahmen eine Mehr- 
fachbefristung zulassen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, zur Förde- 
rung von Beschäftigung in kleineren Unterneh- 
men und von Teilzeitarbeit den Schwellenwert 
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im Kündigungsschutz gesetz zu erhöhen und 
Teilzeitarbeitnehmer im Arbeitsrecht anteilig zu 
berücksichtigen; sie wird darüber mit den Tarif- 
partnem Gespräche aufnehmen. 

21. Die Bundesregierung wird noch im Frühsommer 
1996 einen Gesetzentwurf zur Reform des Ar- 
beitsförderungsgesetzes vorlegen. Durch die Re- 
form sollen insbesondere die Chancen benach- 
teiligter Zielgruppen (Schwerbehinderte, Unge- 
lernte, Berufsrückkehrerinnen usw.) am Arbeits- 
markt erhöht werden. Die Effektivität und die Ef- 
fizienz der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
sollen durch eine ortsnahe Organisation der Ar- 
beitsmarktpolitik verbessert werden. Durch eine 
Erhöhung der Effizienz der Arbeitsmarktpolitik, 
durch Verkürzung der Verweildauer mittels einer 
verbesserten Vermittlung und einer Verstärkung 
der Kontrolle des Leistungsmißbrauchs lassen 
sich erhebliche Einsparungen erzielen. Die Re- 
form wird den Grundsätzen Rechnung tragen, 
daß 

• die Zumutbarkeit wirksamer geregelt werden 
muß, 

• Fehlentwicklungen wie z.B. sog. Maßnahmen- 
ketten, d. h. der Übergang von Qualifikations- 
in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und darin 
in erneute Arbeitslosigkeit, vermieden werden, 

• durch zielgenauen Einsatz von Qualifizierungs- 
maßnahmen die Eingliederungs Chancen ins- 
besondere von ungelernten Arbeitnehmern er- 
höht werden müssen. Dabei ist auf eine be- 
triebsnahe Ausgestaltung zu achten. 

22. In Privathaushalten besteht ein großer, künftig 
noch steigender Bedarf an familien- und haus- 
haltsbezogenen Dienstleistungen. Das Potential 
für neue, sozialversicherungspflichtige Beschäfti- 
gungsverhältnisse muß genutzt werden. Zu die- 
sem Zweck wird die Bundesregierung Möglich- 
keiten zur Verbesserung der Bedingungen und 
zur Entlastung der Privathaushalte als Arbeitge- 
ber von administrativen Pflichten (z. B. Vereinfa- 
chung der Abführung von Sozialbeiträgen) vor- 
sehen. Zur Erhöhung der Zahl der Beschäfti- 
gungsverhältnisse in Privathaushalten werden 
die Rahmenbedingungen auch steuerlich attrak- 
tiver gestaltet. Einzelheiten werden bis Mitte 
1996 festgelegt. 

23. Mit dem Ziel, die Anreize für die tarifliche Ver- 
einbarung investiver Lohnkomponenten zu stär- 
ken, wird die staatliche Förderung der Vermö- 
gensbildung durch Anhebung des Höchstbetra- 
ges auf 1 200 DM und der Einkommensgrenzen 
auf 50 000 DM für Ledige und 100 000 für Verhei- 
ratete verbessert. In den neuen Bundesländern 
wird zusätzlich der Fördersatz auf 15% erhöht 
und der Steuer- und abgabenfreie Betrag für Mit- 
arbeiterbeteiligungen auf 500 DM erhöht. Die 
Bundesregierung wird hierzu Finanzierungsvor- 
schläge erarbeiten. 

Die Bundesregierung erwartet von den Tarifpart- 
nern, daß sie in ihren Vereinbarungen die Vor- 
aussetzungen für eine stärkere Gewinnbeteili- 
gung der Arbeitnehmer schaffen. 


V. Durch Subventionsabbau und flankierende 
Maßnahmen den notwendigen Strukturwandel 
beschleunigen und zukunftsträchtige 
Arbeitsplätze schaffen 

Strukturerhaltende Subventionen lähmen die Anpas- 
sungsfähigkeit des Standortes Deutschland und die 

Möglichkeiten zur Schaffung neuer Arbeitsplätze. 

Alle Subventionen gehören auf den Prüfstand. 

24. Die Bundesregierung bekräftigt ihre im Rahmen 
des Artikelgesetzes bis zum Jahr 2000 gegebe- 
nen Zusagen für die deutsche Steinkohle. Wie in 
den Energiekonsensgesprächen verabredet, wird 
sie in Gesprächen mit Bergbau und Gewerk- 
schaft prüfen, ob eine Degression der Verstro- 
mungshilfen bereits ab 1999 vereinbart werden 
kann. Darüber hinaus strebt die Bundesregie- 
rung an, die Kohlehilfen bis zum Jahr 2005 auf 
ein deutlich abgesenktes Niveau zurückzufüh- 
ren, Der Bund erwartet dabei, daß die beiden Re- 
vierländer aufgrund ihrer regionalpolitischen 
Verantwortung und Interessen einen substantiel- 
len Eigenbeitrag leisten. 

Die Bundesregierung wird die Möglichkeit eröff- 
nen, nicht beanspruchte Mittel der vorgesehenen 
Steinkohlehilfen zur Flankierung der Umstruktu- 
rierung in der Region zu nutzen, wobei sie von 
einem entsprechenden Beitrag der Revierländer 
ausgeht. 

25. Die Bundesregierung wird die Schaffung von al- 
ternativen Arbeitsplätzen im ländlichen Raum 
unterstützen. Vorgesehen sind u. a. die Verein- 
fachung bzw. Vereinheitlichung rechtlicher An- 
forderungen z.B. im Gewerbe-, Bau- und Heim- 
recht sowie bei der Nutzungsänderung landwirt- 
schaftlicher Gebäude. 

26. Im sozialen Wohnungsbau wird das Prinzip der 
Einkommens Orientierung auf den Wohnungsbe- 
stand ausgedehnt. Mit der Neuregelung sollen 
bestehende Fehlsubventionierungen abgebaut 
und die Ungleichbehandlung durch unterschied- 
liche Mieten bei gleichen Wohnungen vermieden 
werden. Damit werden die Förderung effizienter 
und treffsicherer gestaltet und mittelfristig Ein- 
sparpotentiale eröffnet. Zudem beabsichtigt die 
Bundesregierung, die Flexibilität zwischen den 
verschiedenen Förderinstrumenten zu vergrö- 
ßern und damit die kommunalen Entscheidungs- 
spielräume zu verbreitern. 


VI. Mehr Beschäftigung 
durch mehr Wettbewerb 

Unternehmerische Tätigkeit ist in Deutschland zu 
stark durch staatliche Bevormundung, Marktzutritts- 
schranken und wettbewerbsfeindliche Regulierun- 
gen reglementiert. Dies muß dringend geändert wer- 
den, damit Arbeitsplätze auch im internationalen 
Wettbewerb sicherer werden. Deswegen sind weitere 
Anstrengungen in folgenden Bereichen notwendig: 

27. Mit dem voraussichtlichen Inkrafttreten des Tele- 
kommunikationsgesetzes zur Jahresmitte 1996 
wird der Markt für Telekommunikationsleistun- 
gen einem funktionsfähigen Wettbewerb geöff- 
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net. Dies wird neue Wachstumsdynamik bewir- 
ken. Neue Wettbewerber und kleine und mittlere 
Unternehmen erhalten die Chance, sich am An- 
gebot einer nicht absehbaren Vielfalt und Viel- 
zahl neuer Dienste zu beteiligen. Die Marktöff- 
nung in diesem Sektor wird zugleich die Wettbe- 
werbsfähigkeit der gesamten Wirtschaft verbes- 
sern. 

28. Im Frühjahr 1996 wird der Entwurf eines neuen 
Postgesetzes vorgelegt, der den künftigen Regu- 
lierungsrahmen für Postdienstleistungen be- 
stimmt. Dazu gehört insbesondere eine weitere 
Liberalisierung der Märkte sowie die Institutio- 
nalisierung einer wettbewerbsorientierten Regu- 
lierung. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die 
den lizensierten Postuntemehmen im öffent- 
lichen Interesse zuzuweisenden Aufgaben ohne 
Belastung der öffentlichen Haushalte finanzier- 
bar sein müssen. 

29. Die Bundesregierung verfolgt mit Nachdruck das 
Ziel einer Öffnung der Märkte für Strom und Gas 
in Europa. Auf europäischer Ebene wird auch im 
ersten Halbjahr 1996 intensiv auf eine Kompro- 
mißlösung zwischen verschiedenen, zur Diskus- 
sion stehenden Modellen hingearbeitet, um eine 
ausreichende und gleichgewichtige Marktöff- 
nung für Strom sicherzustellen. Die nationale Re- 
form des Ordnungsrahmens für Strom und Gas 
wird auch unabhängig von der weiteren Ent- 
wicklung auf europäischer Ebene vorangetrie- 
ben. Die Bundesregierung wird einen entspre- 
chenden Gesetzentwurf noch im Frühjahr 1996 
vorlegen. 

30. Die Bundesregierung wird die Freiräume für 
Wettbewerb und private Initiative auf dem Weg 
zur Informationsgesellschaft stärken. Hierfür sind 
Klärungen, insbesondere zur Abgrenzung neuer 
Informations- und Kommunikationsdienste zum 
Rundfunk erforderlich. Die Regelungen im Wett- 
bewerbsrecht, im Datenschutz, im Arbeitsrecht, 
im Urheberrecht und in verwandten Schutzrech- 
ten werden in diesem Zusammenhang überprüft. 
Die Aufgeschlossenheit gegenüber der Informa- 
tionsgesellschaft muß vergrößert werden. Hierzu 
wird die Bundesregierung mit einem stärkeren 
Einsatz moderner Informationstechniken im Bil- 
dungssystem und in anderen öffentlichen Berei- 
chen wie Verwaltung, Gesundheitswesen, Ver- 
kehr und Umwelt beitragen. Die Bundesregie- 
rung wird in Kürze ihren Bericht „Info 2000 - 
Deutschlands Weg in die Informationsgesell- 
schaft" vorlegen. Darüber hinaus beabsichtigt 
sie, im Rahmen der Bundeskompetenzen ein 
Multimedia-Gesetz für den Einsatz und die Nut- 
zung der neuen Informations- und Kommunika- 
tionsdienste vorzulegen. 

31. Die Bundesregierung wird ihren Privatisierungs- 
kurs konsequent fortsetzen. Auf der Agenda ste- 
hen u.a. Deutsche Lufthansa AG, Deutsche Post- 
bank AG, Deutsche Telekom AG, Frankfurter 
Siedlungsgesellschaft mbH, Gemeinnützige Deut- 
sche Wohnungsbaugesellschaft mbH, DSL-Bank, 
DG Bank - Deutsche Genossenschaftsbank, Au- 
tobahn Tank & Rast AG sowie die Flughafenbe- 
teiligungen des Bundes in Hamburg und Köln/ 
Bonn. Zudem wird die Bundesregierung die für 


eigene Zwecke nicht benötigten Liegenschaften 
in verstärktem Umfang veräußern. 

Die BMBG, die Nachfolge ge Seilschaft der TTeu- 
handanstalt für die in den neuen Bundesländern 
noch nicht privatisierten Unternehmen, strebt an, 
die Privatisierung der vor allem in den Manage- 
ment-Kommanditgesellschaften zusammenge- 
faßten noch 34 Unternehmen bis Ende 1996 ab- 
zuschließen. 

32. Das weitaus größte Privatisierungspotential liegt 
bei Ländern und Kommunen. Dort sind bisher 
keine ausreichenden Anstrengungen zur Mobili- 
sierung privater Initiative erfolgt. Deshalb fordert 
die Bundesregierung die Länder auf, entspre- 
chend der Regelung beim Bund in ihren Haus- 
haltsordnungen die Pflicht zur Suche nach pri- 
vatwirtschaftlichen Lösungen bei der Wahrneh- 
mung öffentlicher Aufgaben über einen Wirt- 
schaftlichkeitsvergleich zu verankern. 

33. Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf 
zur Novellienmg des Ladenschlußgesetzes vor- 
gelegt. Danach werden die gesetzlichen Öff- 
nungszeiten montags bis freitags auf 6.00 bis 
20.00 Uhr sowie samstags auf 6.00 bis 16.00 Uhr 
erweitert. Die Länder erhalten dfe Möglichkeit, 
den Ladenschluß am Samstag um zwei Stunden 
vorzuziehen oder um zwei Stunden zu verlän- 
gern. 

34. Mit dem Ziel, Planungs- und Genehmigungsver- 
fahren erheblich zu vereinfachen und zu be- 
schleunigen, hat die Bundesregierung Gesetz- 
entwürfe zur Umsetzung der Vorschläge der 
Schlichter-Kommission beschlossen (vgl Num- 
mer 45 des Jahreswirtschaftsberichts). Sie sehen 
Novellierungen des Verwaltungsverfahrensrechts, 
der Verwaltungsgerichtsordnung und des Bun- 
des-Immissionsschutzgesetzes vor. Außerdem hat 
die Bundesregierung Vorschläge zur Änderung 
des Wasserhaushaltsgesetzes vorgelegt. 

35. Die Anlage A der Handwerksordnung wird refor- 
miert. Die darin enthaltene Liste der als Hand- 
werk zu betreibenden Gewerbe wird gestrafft, 
überflüssige Regulierungen werden abgebaut 
und Angebote aus einer Hand weiter erleichtert. 
Die Wettbewerbsfähigkeit des Handwerks wird 
dadurch gestärkt und handwerkliche Existenz - 
gründungen werden attraktiver. 

36. Die Bundesregierung prüft, ob und inwieweit 
bestehende Wettbewerbsnachteile für deutsche 
Unternehmen gegenüber ausländischen Wettbe- 
werbern durch eine Anpassung der Prämien für 
Hermes-Ausfuhrgewährleistungen beseitigt wer- 
den können. 


VII. Berufliche Qualifizierung stärken - 
Hochschulreform voranbringen 

Auch Ausbildung ist ein wesentlicher Teil des Stand- 
ortwettbewerbs. Denn Bildung und Qualifikation der 
Arbeitnehmer sind das wichtigste Kapital eines jeden 
fortgeschrittenen Industrielandes. Investitionen in 
Ausbildung sind Investitionen in Arbeitsplätze der 
Zukunft. Deswegen müssen alle Anstrengungen un- 
ternommen werden, das Ausbildungsangebot im 
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Bereich der beruflichen Bildung zu verbessern und 
die bestehenden Defizite im Hochschulwesen abzu- 
bauen. 

37. Die Bundesregierung wird mit Nachdruck im 
Rahmen gemeinsamer Anstrengungen insbeson- 
dere mit den Sozialpartnern das Ziel verfolgen, 
die Angebote beruflicher Ausbildung nachfrage- 
und beschäftigungsorientiert weiterzuentwickeln 
und die Attraktivität der beruflichen Bildung zu 
erhöhen. Sie wird in ihrem Zuständigkeitsbe- 
reich die Ausbildungsplätze in anerkannten Aus- 
bildungsberufen 1996 um 5 % erhöhen. Die Bun- 
desregierung erwartet, daß die Arbeitgeber ihre 
Anstrengungen zur Schaffung neuer Ausbil- 
dungsplätze verstärken und die gegebene Zusa- 
ge zur Erhöhung der Lehrstellen um 10% inner- 
halb der Jahre 1996/1997 einhalten. Die Tarif- 
partner sollten alle Möglichkeiten zur Steigerung 
des Ausbildungsplatz angebots im Rahmen ihrer 
Tarifvereinbarungen nutzen, 

38. Die Schaffung neuer, auf zukunftsorientierte Tä- 
tigkeitsfelder orientierter Berufsbilder und die 
Anpassung der Ausbildung an den Strukturwan- 
del wird in Zusammenarbeit mit den Sozialpart- 
nern vorangetrieben. Die Bundesregierung wird 
rechtliche Hemmnisse, die einer Ausweitung 
des Ausbildungsplatzangebotes entgegenstehen 
können, überprüfen und ggf. korrigieren sowie 
darauf hinwirken, daß Berufsschulzeiten organi- 
satorisch stärker den Bedürfnissen der Betriebe 
angepaßt werden. Darüber hinaus müssen die 
Kapazitäten für berufsqualifizierende Ausbil- 
dungsangebote in schulischer Form (z. B. Berufs- 
fachschulen) effektiver genutzt sowie alternative, 
praxisnahe Ausbildungsangebote für Studienbe- 
rechtigte angeboten werden. Hierzu werden Ge- 
spräche mit den Ländern geführt. 

39. Die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze in 
den Betrieben und Investitionen in überbetriebli- 
che Bildungsstätten können zukünftig mit ERP- 
Mitteln gefördert werden. 

40. Zur Überwindung der bestehenden Defizite im 
Hochschulbereich will die Bundesregierung die 
Struktur der Ausbildungsförderung (BAföG) re- 
formieren und die Leistungen verbessern, die 
Hochschulbauförderung konzentrieren und das 
Volumen erhöhen sowie zusammen mit den Län- 
dern die Hochschulsonderprogramme weiterent- 
wickeln. Die Bundesregierung drängt die Länder 

• die durchschnittlichen Studienzeiten zu ver- 
kürzen, 

• die Qualität der Lehre zu verbessern, 

• die Eigenverantwortung der Hochschulen und 
den Wettbewerb untereinander zu stärken, 

• leistungsabhängige Finanzierungsformen im 
Hochschulbereich einzuführen, 

• Möglichkeiten für die Hochschulen zu schaf- 
fen, neue Wege der Effizienzsteigerung (z.B. 
beim Personalaustausch mit der Wirtschaft 
oder bei einem zielgerichteteren Einsatz ver- 
fügbarer Mittel) zu erproben, 

• das Ausbildungsangebot in Fachhochschulen 
zu verbessern und zu erweitern. 


VIII. Bau- und Umweltinvestitionen stärken und 
Verkehrsinfrastrukturen weiterentwickeln 

Eine moderne, hohen internationalen Maßstäben ge- 
recht werdende Verkehrsinfrastruktur ist für einen 
leistungs- und wettbewerbsfähigen Standort ebenso 
von essentieller Bedeutung wie ein funktionierender 
Wohnungsmarkt. Ansatzpunkte für Verbesserungen 
in diesem Bereich sieht die Bundesregierung in fol- 
genden Bereichen: 

41. Mit der Reduzierung von technischen Standards 
und der Dereguherung im Normenbereich, flexi- 
bleren Möglichkeiten für den Einsatz verbesser- 
ter Bautechniken, einer stärkeren Kooperation 
zwischen Planung und Bauausführung sowie 
festen Kostenobergrenzen in der direkten Wc^- 
nungsbauförderung werden im Rahmen der Ko- 
stensenkungsinitiative der Bundesregierung die 
Voraussetzungen für die Schaffung neuen, ko- 
stengünstigen Wohnraums verbessert. 

Das Planungsrecht wird vereinheitlicht und 
durch Übernahme von in den neuen Bundeslän- 
dern bewährten Vereinfachungen generell ge- 
strafft. Die Stärkung der kommunalen Planungs- 
hoheit im Baurecht soll Planungs- und Genehmi- 
gungsverfahren weiter beschleunigen. Zur ra- 
schen Umsetzung wird das Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau im 
Bereich Baugesetzbuch bis zum 31. August 1996 
Gesetzentwürfe vorlegen. 

Durch Verbesserung der Markttransparenz, Ver- 
einfachung und bessere vertragliche Gestal- 
tungsmöglichkeiten wird das Mietrecht zur Un- 
terstützung besserer Investitionsbedingungen re- 
formiert. Die Eckwerte hierzu werden im Jahres - 
verlauf 1996 erarbeitet. 

Die Vertragsfreiheit im Mietrecht für Wohnungs- 
neubauten wird z.B, durch eine zu vereinfachen- 
de und marktnähere Mietanpassung und eine Er- 
leichterung von Zeitmietverträgen erweitert. Dar- 
über hinaus prüft die Bundesregierung, ob durch 
Anreize im Wohnungsmietrecht private Woh- 
nungsbauinvestitionen gestärkt werden können. 

42. Zur Stärkung der konjunkturellen Dynamik im 
Eigenheimbau wird die Bundesregierung Ge- 
spräche mit der Kreditwirtschaft aufnehmen. Ziel 
ist eine Gemeinschaftsinitiative der Kreditwirt- 
schaft zur Bildung preisgünstigen Wohneigen- 
tums - insbesondere für junge Familien - durch 
besonders günstige Finanzierungskonditionen. 

43. Die Bundesregierung wird alle Möghchkeiten 
nutzen, um mit dem Einsatz moderner Verkehrs- 
leittechnik die Effizienz der Verkehrsinfrastruk- 
turen zu erhöhen und damit Potentiale für Ko- 
stenentlastungen und mehr Beschäftigung zu 
nutzen. Besondere verkehrspohtische Bedeutung 
kommt der Förderung von Terminals Schiene/ 
Straße und Terminals Straße/Wasserstraße im 
kombinierten Verkehr zu, 

44. Aus Eigenmitteln der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau werden neue, günstige Finanzierungs- 
möglichkeiten für Investitionen der Kommunen, 
z.B. im Bereich der Wasserversorgung, der Ab- 
wasserbeseitigung, der Abfallwirtschaft, der 
Energieeinsparung, des Nahverkehrs, der Stadt- 
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und Dorferneuerung und sozialer Einrichtungen 
geschaffen. Diese gelten auch für Leasingfinan- 
zierung. Das Volumen des KfW-Infrastrukturpro- 
gramms wird von 4 auf 6 Mrd. DM aufgestockt. 

Die Bundesregierung begrüßt die Absicht der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau, aus eigenen Mit- 
teln das Förderprogramm der Bundesregierung 
zur C02-Einsparung bei Wohngebäuden um 
2 Mrd. DM aufzustocken. 


IX. Öffentlichen Dienst und öffentliche 
Verwaltung modernisieren 

Ein Übermaß staatlicher Aktivität führt sov/ohl zu 
einer Einengung privatv/irtschaftlicher Dynamik als 
auch zu unnötig hohen Kostenbelastungen von Bür- 
gern und Unternehmen, Die Bundesregierung wird 
auf dem Weg zu einem schlankeren Staat entschlos- 
sen vorangehen. Hierzu leisten folgende Maßnah- 
men einen wichtigen Beitrag: 

45. Die Reform des öffentlichen Dienstrechts wurde 
im Dezember 1995 im Bundeskabinett beschlos- 
sen. Damit werden die Voraussetzungen für eine 
stärkere Leistungs Orientierung, z.B, durch Lei- 
stungsstufen in der Besoldung, Leistungsprämien 
und Erprobungszeiten in Führungspositionen, 
für mehr Mobilität beim Personaleinsatz und 
mehr Teilzeitarbeitsplätze geschaffen. Die Bun- 
desregierung setzt sich für eine schnelle und 
wirksame Umsetzung in Zusammenarbeit mit 
den Ländern ein. Die Bundesregierung strebt im 
übrigen an, den Zugang beruflich Qualifizierter 
zu den Laufbahnen des öffentlichen Dienstes 
durch die Gleichbehandlung allgemeiner und 
beruflicher Bildungsabschlüsse zu verbessern so- 
wie besonders qualifizierten Fachhochschulab- 
solventen den Zugang zum Vorbereitungsdienst 
für den höheren Dienst zu ermöglichen. 

46. Die organisatorischen Strukturen der Bundesver- 
waltung müssen durch Verschlankung und Mo- 
dernisierung den Anforderungen der Zukunft 
angepaßt werden, damit die Verwaltung insge- 
samt effizienter und noch handlungsfähiger ge- 
staltet werden kann. Dazu wird auf allen Ebenen 
der Bundesverwaltung verstärkt geprüft, welche 
Aufgaben von Privaten besser oder ebenso gut 
erledigt werden und welche bisherigen Aufga- 
ben entfallen können. Die Bundesregierung wird 
in einem ersten Schritt in Kürze ein Maßnah- 
menpaket zur Verringerung und Straffung der 
Bundesverwaltung verabschieden, dessen Kern- 
punkte die Auflösung oder Zusammenlegung 
einer Vielzahl von Behörden, die Privatisierung 
von Aufgaben sowie Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der inneren Verwaltungsabläufe und Struk- 
turen sind. Die Bundesministerien werden weite- 
re Möglichkeiten, wie z.B. die Abflachung von 
Hierarchien oder die Ausgliederung von nicht 
ministerialen Aufgaben auf nachgeordnete Be- 


hörden, in der Zeit bis zum Regierungsumzug 
nutzen, um effizientere Organisationsformen zu 
schaffen. Das Bundesministerium des Innern 
wird zum Jahresende 1996 zusammenfassend 
über die Umsetzung der Maßnahmen berichten. 

47. Durch Konzentration der Staatstätigkeit auf ihre 
Kernaufgaben und durch Verbesserung der Wirt- 
schaftlichkeit der Verwaltung wird der Personal- 
aufwand erheblich verringert. Der Personalbe- 
stand des Bundes, der nach der Wiedervereini- 
gung von rd, 300 000 Bediensteten im Jahr 1989 
auf 381 000 im Jahr 1992 angestiegen ist, ist bis 
Ende 1995 schon auf 325 000 Stellen reduziert 
worden. Die Bundesregierung wird das Personal 
des Bundes auf das Niveau vor der Wiederver- 
einigung zurückführen. Dazu wird der Stellen- 
bestand der obersten Bundesbehörden und der 
nachgeordneten Bundesverwaltung jährlich um 
einen festen Prozentsatz verringert. 

48. Die Bundesregierung wird dafür Sorge tragen, 
daß künftig bei gesetzgeberischen Vorhaben der 
entstehende administrative Aufwand und büro- 
kratische Belastungen für Bürger und Unterneh- 
men in vollem Umfang berücksichtigt werden. 
Vorgesehen ist eine Gesetzesfolgenabschätzung, 
nach der bei jedem Gesetzentwurf im Zusam- 
menhang mit der Prüfung, ob die Aufgabe nicht 
besser oder ebenso gut von Privaten wahrgenom- 
men werden kann, der voraussichtliche Vollzugs- 
aufwand detailliert dargestellt werden muß. Hier- 
durch entsteht eine qualifizierte Legitimierungs- 
und Begründungspflicht für den Gesetzgeber. 

49. Mit dem Bundeshaushalt 1995 sind Modellvor- 
haben zur Anwendung flexibler Haushaltsinstru- 
mente in der nachgeordneten Verwaltung einge- 
richtet worden. In dreijähriger Laufzeit wird er- 
probt, ob zusätzliche Flexibilität zu mehr Eigen- 
verantwortung der Ressorts und sparsamerer 
Haushaltswirtschaft führt. Die Bundesregierung 
wird im Rahmen der Aufstellung des Haushalts 
1997 prüfen, ob nach ersten Ergebnissen von Mo- 
dellversuchen flexiblere Vorschriften bereits um- 
gesetzt werden können und ob ggf. weitere Fle- 
xibilisierungsmaßnahmen möglich sind, sofern 
die Bedingungen zusätzliche Effizienz und Ein- 
sparungen erwarten lassen. 

50. Um eine optimale Nutzung staatlicher Einrich- 
tungen und Dienste zu erreichen, werden inner- 
halb der Bundesverwaltung die Initiativen für 
eine verbesserte Kostendeckung in der Bundes- 
verwaltung verstärkt. Auf diese Weise kann die 
Inanspruchnahme von Verwaltungsleistungen 
auf den wirtschaftlich gebotenen Umfang be- 
grenzt werden. Bei der Festsetzung der Gebüh- 
ren ist daher auf die Kostendeckung zu achten. 
Dabei ist allerdings auch sicherzustellen, daß die 
Kosten durch die Verwaltung minimiert werden. 
Der Bund wird die erforderlichen Rechtsgrund- 
lagen schaffen. Länder und Gemeinden sind auf- 
gefordert, entsprechend zu verfahren. 
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